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Beschluss:  C2 
 
Weiterleitung an:  SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Bundesparteitag 
 

Erhebung einer Steuer auf Plastiktragetüten zur Reduzierung des Plastikmülls 
 
Die SPD-Bundestagsfraktion wird dazu aufgefordert, sich für eine Steuer auf Plastiktragetüten im 
Einzelhandel einzusetzen. Die Steuer soll bewirken, dass Plastiktragetüten deutlich teurer werden 
und somit eine Reduzierung des Verkaufsaufkommens von Plastiktragetüten eintritt. Darüber hinaus 
soll eine Kampagne gestartet werden, um mehr Menschen dazu zu bringen, eigene Taschen zum 
Transport ihrer Einkäufe mitzubringen. 
 
 
Beschluss:  C4 
 
Weiterleitung an:  SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Bundesparteitag 
 

Schutz der Schweinswalpopulationen 
 
Die SPD-Bundestagsfraktion soll sich dafür einsetzen, dass die Schweinswalpopulationen in der 
deutschen Nord- und deutschen Ostsee sowie ihre Habitate gemäß der EU-FFH-Richtlinie (Fauna-
Flora-Habitat Richtlinie 92/43/EWG) wirksam geschützt werden. Mindestens in den FFH-Gebieten 
muss die Einhaltung der Erhaltungsziele hinsichtlich dieser Spezies gewährleistet werden. 
 
Als schutzwirksame Maßnahmen empfehlen wir die folgenden: 
 

 Die Umsetzung des Rettungsplans für Ostseeschweinswale im Rahmen des 
Kleinwalabkommens ASCOBAN (Agreement on the Conservation of Small  Cetaceans oft he 
Baltic, North East Atlantic, Irish and North Seas); 

 in marinen Schutzgebieten Stellnetzfischerei zu verbieten; 
 Stellnetze durch umweltverträglichere Fischereimethoden zu ersetzen; 
 Eine Anlandungspflicht für Beifang; 
 in marinen FFH-Gebieten verzichtbare schallintensive Nutzungen zu verbieten (Explosionen, 

Ramm- und Baggerarbeiten, Seismik, Sonar und z. B. auch Speedboote); 
 eine Reduzierung des Schadstoffeintrages in Habitate und der Schadstoffkontamination von 

Nahrungsorganismen; 
 Strategien zur Vermeidung von Schiffskollisionen mit Meeressäugern zu etablieren; 
 risikominimierende Methoden der Munitionsbeseitigung im Meer weiterzuentwickeln und 

schnellstmöglich als Standard einzuführen um Explosionen im Meer zu ersetzen. 
 
 
Beschluss:  C5 
 
Weiterleitung an:  SPD-Landtagsfraktion 
 

Förderung umweltorientierter Auftragsvergabe bei öffentlichen Beschaffungsmaßnahmen 
 
Im Landesvergabegesetz (LVG LSA) soll der folgende § 3a oder eine vergleichbare Regelung eingefügt 
werden. 
 
„ § 3a Förderung des Umweltschutzes: 
 

(1) Bereits bei der Definition des Auftragsgegenstands soll der Auftraggeber ökologische und 
soziale Belange berücksichtigen, soweit nicht haushaltsrechtliche Grundsätze der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, Vorgaben des Umwelt- oder Unionsrechts, insbesondere 
keine Beeinträchtigung des Marktzugangs für ausländische Bieter entgegenstehen. 

 


